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Das Bundesverwaltungsgericht hat durch die Richterin Mag. Benedikta TAURER als Vorsitzende und die Richterin Mag.
Marion STEINER sowie die fachkundige Laienrichterin Mag. Bettina PINTER als Beisitzerinnen Uber die Beschwerde der
XXXX, geboren am XXXX, bevollmichtigt vertreten durch GOD, gegen den Bescheid des Bundesamtes fiir Soziales und
Behindertenwesen, Landesstelle Wien vom 28.03.2018, betreffend Abweisung der Vornahme der Zusatzeintragung
"Unzumutbarkeit der Benultzung offentlicher Verkehrsmittel wegen dauerhafter Mobilitatseinschrankung aufgrund
einer Behinderung", zu Recht erkannt:

A)

Die Beschwerde wird als unbegriindet abgewiesen.

B)

Die Revision ist gemal Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig.
Text

ENTSCHEIDUNGSGRUNDE:

I. Verfahrensgang:

1. Mit Bescheid vom 28.03.2018 hat das Bundesamt fir Soziales und Behindertenwesen (Kurzbezeichnung:
Sozialministeriumservice; in der Folge belangte Behdrde genannt) den Antrag auf Vornahme der Zusatzeintragung
"Unzumutbarkeit der Benultzung offentlicher Verkehrsmittel wegen dauerhafter Mobilitatseinschrankung aufgrund


file:///

einer Behinderung" in den Behindertenpass gem. 88 42 und 45 BBG (Bundesbehindertengesetz) abgewiesen. In ihrer
Begrindung traf die belangte Behdrde die Feststellung, dass die Voraussetzungen fur die genannte Zusatzeintragung
nicht vorlagen.

2. Gegen diesen Bescheid wurde vom bevollmachtigten Vertreter fristgerecht Beschwerde erhoben. Unter Vorlage von
Beweismitteln, die bereits im Verfahren vorgelegt worden sind, wurde im Wesentlichen vorgebracht, dass der
Beschwerdefihrerin die Benutzung der 6ffentlichen Verkehrsmittel nicht zumutbar sei.

3. Die gegenstandliche Beschwerde und die Bezug habenden Verwaltungsakten langten am 15.05.2018 beim
Bundesverwaltungsgericht ein.

Il. Das Bundesverwaltungsgericht hat erwogen:
1. Feststellungen:

Die Beschwerdeflhrerin ist im Besitz eines gultigen Behindertenpasses mit einem Gesamtgrad der Behinderung von
50%.

Die Voraussetzungen fiur die Vornahme der Zusatzeintragung "Unzumutbarkeit der BenUtzung o&ffentlicher
Verkehrsmittel wegen dauerhafter Mobilitatseinschrankung aufgrund einer Behinderung" liegen nicht vor.

2. Beweiswurdigung:

Das eingeholte arztliche Sachverstandigengutachten ist schlissig und nachvollziehbar, es weist keine Widersprtiche
auf.

Die Beschwerdefuhrerin leidet an folgender Funktionseinschrankung:

Chronische Polyarthritis; unterer Rahmensatz, da eine mafiggradige Einschrankung vor allem im Bereich der Schulter
und Fingergelenke vorliegt, die Greiffunktionen jedoch gut erhalten sind, Pos.Nr.:

02.02.03, Grad der Behinderung 50%

Zur Frage der Zumutbarkeit der BenlUtzung offentlicher Verkehrsmittel fihrte die Sachverstandige Folgendes aus:
"Trotz Vorliegen einer chronischen Polyarthtitis ist das Zurlicklegen einer kurzen Wegstrecke selbstandig moglich. Bei
ausreichend guten Kraftverhaltnissen der oberen und unteren Extremitaten ist das Ein- und Aussteigen ohne fremde
Hilfe zumutbar. Das sichere Anhalten ist moglich. Ein sicherer Transport in den &ffentlichen Verkehrsmitteln ist unter
Ublichen Transportbedingungen moglich. Bei Zustand Schultergelenksarthroskopie rechts mit Naht der
Rotatorenmanschette und subacromialer Dekompression 1/2018 ist nicht mit einer Funktionseinschrankung des
rechten Schultergelenks zu rechnen welche langer als 6 Monate anhalt."

Die Beschwerdeflhrerin stellte daraufhin am 08.03.2018 einen Antrag auf Ausstellung eines Parkausweises und
Vornahme der Zusatzeintragung "Unzumutbarkeit ¢ffentlicher Verkehrsmittel".

Die belangte Behdrde holte eine erganzende Stellungnahme der mit der Erstellung des Sachverstandigengutachtens
beauftragten Sachverstiandigen ein, das im Wesentlichen keine Anderung der Einschatzung ergab. Die Sachverstandige
fahrte in der Stellungnahme Folgendes aus:

"Die Beschwerdefuhrerin erklart sich mit dem Ermittlungsverfahren nicht einverstanden und gibt an, dass der Zustand
der Steh und Gehfahigkeit standig wechsle und an manchen Tagen nur muhsames, langsames Humpeln mit dem
rechten FuB und Knie moglich sei. Durch einen Arthroseschub im Oktober 2017 kam es zu grofRen Schaden in den
Gelenken, welche immer wieder Probleme verursachen. Beim letzten Aufenthalt im EKH ergaben die Befunde
Einschrankungen vom rechten Ful3 (Knie) sowie der linken Schulter. Durch einen Kapseleinriss und Sehnenruptur links
sowie die eine Operation an der rechten Schulter im Janner 2018, sei ein sicheres Anhalten nicht mdéglich, da sie beide
Arme nicht richtig heben kann. Auch das Greifen mit der rechten Hand falle ihr besonders schwer.

Die nachgereichten Befunde erbringen keine neuen Erkenntnisse bezuglich der Beurteilung und bereits
durchgefiihrten Einstufung. Der Zustand nach endoskopischer Polypektomie (Patientenbrief vom 15.03.2018 EV18)
begriindet keinen gesonderten GdB. Im Rahmen der vom 21.02.2018 durchgefiihrten Untersuchung zeigt sich ein
leicht hinkendes Gangbild. Ein Gehbehelf war nicht erforderlich. Im Bereich der unteren Extremitdten konnten keine
mafgeblichen Funktionseinschréankungen festgestellt werden. Auch im Bereich der oberen Extremitaten zeigte sich
eine gute und sichere Greiffunktion. Die linke Schulter konnte bis zur Horizontalen abduziert werden. Die



Beweglichkeit des rechten Schultergelenks konnte bei damals rezent zurtckliegender Schulteroperation nicht geprift
werden, jedoch ist anzunehmen, dass es sich hierbei nicht um ein Leiden handelt, welches ldnger als 6 Monate
andauert. Somit ist es nach nochmaliger Durchsicht der Aktenlage der Beschwerdefihrerin durchaus zuzumuten eine
kurze Wegstrecke selbststandig zurtickzulegen. Bei ausreichend guten Kraftverhaltnissen in den oberen und unteren
Extremitaten ist das Ein- und Aussteigen ohne fremde Hilfe zumutbar. Das sichere Anhalten ist méglich. Ein sicherer
Transport in den 6ffentlichen Verkehrsmitteln ist unter den Ublichen Transportbedingungen maoglich."

Daraus ergibt sich, dass die Sachverstandige auf die Art der Leiden und deren Ausmal3 ausfihrlich eingegangen ist und
auch zu den vorgelegten Befunden Stellung genommen hat.

Wie dem Gutachten zu entnehmen ist, liegt das im Rahmen der Untersuchung geschilderte Hauptproblem der
BeschwerdefUhrerin ihrer Ansicht nach an der mangelnden Beweglichkeit der Schultern und Greiffahigkeit der Finger,
die allerdings auch das Lenken eines Kraftfahrzeuges erschweren kénnen. Dies begrindet fir die Beschwerdeflhrerin
jedoch keinesfalls eine Unzumutbarkeit der Benltzung offentlicher Verkehrsmittel, sondern kann unter Umstanden
auch die gesundheitliche Eignung zum Lenken eines Kraftfahrzeuges in Frage stellen.

Die getroffenen Einschatzungen, basierend auf dem im Rahmen personlicher Untersuchung der Beschwerdefiihrerin
erhobenen klinischen Befund, entsprechen den festgestellten Funktionseinschrankungen.

Das eingeholte Sachverstandigengutachten steht mit den Erfahrungen des Lebens, der drztlichen Wissenschaft und
den Denkgesetzen nicht in Widerspruch. Auch war dem Vorbringen sowie den eingeholten und vorgelegten
Beweismitteln kein Anhaltspunkt zu entnehmen, die Tauglichkeit der befassten Sachverstandigen oder deren
Beurteilung beziehungsweise Feststellungen in Zweifel zu ziehen.

Das Sachverstandigengutachten wird daher im oben angefhrten Ausmal? in freier Beweiswirdigung der Entscheidung
zu Grunde gelegt.

3. Rechtliche Beurteilung:

GemalR§ 45 Abs. 3 BBG hat in Verfahren auf Ausstellung eines Behindertenpasses, auf Vornahme von
Zusatzeintragungen oder auf Einschatzung des Grades der Behinderung die Entscheidung des
Bundesverwaltungsgerichts durch den Senat zu erfolgen. Gegenstandlich liegt somit Senatszustandigkeit vor.

Zu A)
1. Zur Entscheidung in der Sache:

Unter Behinderung im Sinne dieses Bundesgesetzes ist die Auswirkung einer nicht nur voribergehenden kérperlichen,
geistigen oder psychischen Funktionsbeeintrachtigung oder Beeintrachtigung der Sinnesfunktionen zu verstehen, die
geeignet ist, die Teilhabe am Leben in der Gesellschaft zu erschweren. Als nicht nur voribergehend gilt ein Zeitraum
von mehr als voraussichtlich sechs Monaten. (8 1 Abs. 2 BBG)

Der Behindertenpass hat den Vornamen sowie den Familien- oder Nachnamen, das Geburtsdatum eine allfallige
Versicherungsnummer und den festgestellten Grad der Behinderung oder der Minderung der Erwerbsfahigkeit zu
enthalten und ist mit einem Lichtbild auszustatten. Zusatzliche Eintragungen, die dem Nachweis von Rechten und
Verglnstigungen dienen, sind auf Antrag des behinderten Menschen zulassig. Die Eintragung ist vom Bundesamt fur
Soziales und Behindertenwesen vorzunehmen. (8 42 Abs. 1 BBG)

Auf Antrag des Menschen mit Behinderung ist jedenfalls einzutragen:
1.-2.(...)

3. die Feststellung, dass dem Inhaber/der Inhaberin des Passes die Benitzung 6ffentlicher Verkehrsmittel wegen
dauerhafter Mobilitdtseinschrankung aufgrund einer Behinderung nicht zumutbar ist; die Benltzung o&ffentlicher
Verkehrsmittel ist insbesondere dann nicht zumutbar, wenn das 36. Lebensmonat vollendet ist und

erhebliche Einschrankungen der Funktionen der unteren Extremitaten oder

erhebliche Einschrankungen der kérperlichen Belastbarkeit oder
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erhebliche Einschrankungen psychischer, neurologischer oder intellektueller Fahigkeiten, Funktionen oder

eine schwere anhaltende Erkrankung des Immunsystems oder

eine hochgradige Sehbehinderung, Blindheit oder Taubblindheit nach 8 1 Abs. 2 Z 1 lit. b oder d
vorliegen.
(8 1 Abs. 2 Verordnung Uber die Ausstellung von Behindertenpassen und von Parkausweisen auszugsweise)

Grundlage fur die Beurteilung, ob die Voraussetzungen fur die in § 1 Abs. 2 genannten Eintragungen erfullt sind, bildet
ein Gutachten eines arztlichen Sachverstandigen des Bundessozialamtes. Soweit es zur ganzheitlichen Beurteilung der
Funktionsbeeintrachtigungen erforderlich erscheint, kénnen Experten/Expertinnen aus anderen Fachbereichen
beigezogen werden. Bei der Ermittlung der Funktionsbeeintrachtigungen sind alle zumutbaren therapeutischen
Optionen, wechselseitigen Beeinflussungen und Kompensationsmdglichkeiten zu bertcksichtigen.

(8 1 Abs. 3 Verordnung Uber die Ausstellung von Behindertenpassen und von Parkausweisen)

Zum Nachweis, dass der Behindertenpassinhaber/die Behindertenpassinhaberin, der/die Uber die Eintragung
"Unzumutbarkeit der Benutzung offentlicher Verkehrsmittel wegen dauerhafter Mobilitatseinschrankung aufgrund
einer Behinderung" verflgt, die im § 29b Abs. 2 bis 4 der StraBenverkehrsordnung 1960, BGBI. 159 (StVO), genannten
Berechtigungen in Anspruch nehmen kann, ist ihm/ihr ein Parkausweis auszustellen. Die in einem gultigen
Behindertenpass enthaltene Eintragung "Unzumutbarkeit der Benutzung offentlicher Verkehrsmittel wegen dauernder
Gesundheitsschadigung oder Blindheit" ist der Eintragung "Unzumutbarkeit der BenlUtzung offentlicher Verkehrsmittel
wegen dauerhafter Mobilitatseinschrankung aufgrund einer Behinderung" gleichzuhalten.

(8 3 Abs. 1 Verordnung Uber die Ausstellung von Behindertenpassen und von Parkausweisen)
Zu§1Abs.2Z3:

Mit der vorliegenden Verordnung sollen prazisere Kriterien fur die Beurteilung der Unzumutbarkeit der Benttzung
offentlicher Verkehrsmittel festgelegt werden. Die durch die Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes bisher
entwickelten Grundsatze werden dabei berUcksichtigt.

Grundsatzlich ist eine Beurteilung nur im Zuge einer Untersuchung des Antragstellers/der Antragstellerin méglich. Im
Rahmen der Mitwirkungspflicht des Menschen mit Behinderung sind therapeutische Méglichkeiten zu bertcksichtigen.
Therapierefraktion - das heif3t keine therapeutische Option ist mehr offen - ist in geeigneter Form nachzuweisen. Eine
Bestatigung des Hausarztes/der Hausarztin ist nicht ausreichend.

Durch die Verwendung des Begriffes "dauerhafte Mobilitatseinschrankung" hat schon der Gesetzgeber (StVO-Novelle)
zum Ausdruck gebracht, dass es sich um eine Funktionsbeeintrachtigung handeln muss, die zumindest 6 Monate
andauert. Dieser Zeitraum entspricht auch den grundsatzlichen Voraussetzungen fur die Erlangung eines
Behindertenpasses.

Nachfolgende Beispiele und medizinische Erlduterungen sollen besonders haufige, typische Falle veranschaulichen
und richtungsgebend fir die arztlichen Sachverstandigen bei der einheitlichen Beurteilung seltener, untypischer
ahnlich gelagerter Sachverhalte sein. Davon abweichende Einzelfdlle sind denkbar und werden von den
Sachverstandigen bei der Beurteilung entsprechend zu begriinden sein.

Die Begriffe "erheblich" und "schwer" werden bereits jetzt in der Einschatzungsverordnung je nach
Funktionseinschrankung oder Erkrankungsbild verwendet und sind inhaltlich gleich bedeutend.

Unter erheblicher Einschrankung der Funktionen der unteren Extremitdten sind ungeachtet der Ursache
eingeschrankte Gelenksfunktionen, Funktionseinschrankungen durch Erkrankungen von Knochen, Knorpeln, Sehnen,
Bandern, Muskeln, Nerven, GefaRRen, durch Narbenzige, Missbildungen und Traumen zu verstehen.



Zusatzlich vorliegende Beeintrachtigungen der oberen Extremitaten und eingeschrankte Kompensationsmoglichkeiten
sind zu berucksichtigen. Eine erhebliche Funktionseinschrankung wird in der Regel ab einer Beinverkirzung von 8 cm

vorliegen.

Um die Frage der Zumutbarkeit der Benutzung 6ffentlicher Verkehrsmittel beurteilen zu kénnen, hat die Behérde zu
ermitteln, ob der Antragsteller dauernd an seiner Gesundheit geschadigt ist und wie sich diese Gesundheitsschadigung
nach ihrer Art und ihrer Schwere auf die Zumutbarkeit der Benutzung o6ffentlicher Verkehrsmittel auswirkt. Sofern
nicht die Unzumutbarkeit der Benultzung oOffentlicher Verkehrsmittel auf Grund der Art und der Schwere der
Gesundheitsschadigung auf der Hand liegt, bedarf es in einem Verfahren Uber einen Antrag auf Vornahme der
Zusatzeintragung  "Unzumutbarkeit der  Benltzung  offentlicher  Verkehrsmittel wegen  dauernder
Gesundheitsschadigung" regelmaRig eines arztlichen Sachverstandigengutachtens, in dem die dauernde
Gesundheitsschadigung und ihre Auswirkungen auf die Benultzung 6ffentlicher Verkehrsmittel in nachvollziehbarer
Weise dargestellt werden. Nur dadurch wird die Behérde in die Lage versetzt, zu beurteilen, ob dem Betreffenden die
Benultzung offentlicher Verkehrsmittel wegen dauernder Gesundheitsschadigung unzumutbar ist (vgl. VWGH vom
23.05.2012, ZI. 2008/11/0128, und die dort angefiihrte Vorjudikatur sowie vom 22. Oktober 2002, ZI. 2001/11/0242,
vom 27.01.2015, ZI. 2012/11/0186).

Nach der Judikatur des Verwaltungsgerichtshofes zu dieser Zusatzeintragung ist die Benultzung o6ffentlicher
Verkehrsmittel dann unzumutbar, wenn eine kurze Wegstrecke nicht aus eigener Kraft und ohne fremde Hilfe,
allenfalls unter Verwendung zweckmaliiger Behelfe ohne Unterbrechung zurtickgelegt werden kann oder wenn die
Verwendung der erforderlichen Behelfe die Benitzung offentlicher Verkehrsmittel in hohem Mal3e erschwert. Die
Benutzung 6ffentlicher Verkehrsmittel ist auch dann nicht zumutbar, wenn sich die dauernde Gesundheitsschadigung
auf die Moglichkeit des Ein- und Aussteigens und die sichere Beférderung in einem 6ffentlichen Verkehrsmittel unter
Berucksichtigung der beim Ublichen Betrieb dieser Verkehrsmittel gegebenen Bedingungen auswirkt.

Zu prufen ist die konkrete Fahigkeit 6ffentliche Verkehrsmittel zu benttzen. Zu berlcksichtigen sind insbesondere zu
Uberwindende Niveauunterschiede beim Aus- und Einsteigen, Schwierigkeiten beim Stehen, bei der Sitzplatzsuche, bei
notwendig werdender Fortbewegung im Verkehrsmittel wahrend der Fahrt. (VWGH 22.10.2002, ZI.2001/11/0242;
14.05.2009, 2007/11/0080)

Fur die Berechtigung der zusatzlichen Eintragung in den Behindertenpass hinsichtlich der Unzumutbarkeit der
Benutzung offentlicher Verkehrsmittel kommt es entscheidend auf die Art und die Schwere der dauernden
Gesundheitsschadigung und deren Auswirkungen auf die Benltzung o6ffentlicher Verkehrsmittel an, nicht aber auf
andere Umstande, die die Benutzung offentlicher Verkehrsmittel erschweren. Aus diesem Grund ist der Umstand
betreffend die mangelnde Infrastruktur (Vorhandensein und Erreichbarkeit, Entfernung zum néachsten 6ffentlichen
Verkehrsmittel, "Leben am Land") oder den Transport von schweren Gepacksticken und das Tatigen von Einkaufen
rechtlich nicht von Relevanz und kann daher bei der Beurteilung der Zumutbarkeit der Benltzung o&ffentlicher
Verkehrsmittel nicht bertcksichtigt werden (VwWGH vom 22.10.2002, ZI. 2001/11/0258).

Betreffend die Beurteilung ob eine dauernd starke Gehbehinderung iSd§ 29b StVO1960 in der Fassung vor dem
01.01.2014 vorliegt, ist der Verwaltungsgerichtshof von einer moglichen Wegstrecke von mehr als 300 m ausgegangen.

Es ist von einer ausreichenden Funktionsfahigkeit des Bewegungsapparates auszugehen, die vorgebrachten
Schmerzen konnten nicht in einem AusmaR festgestellt werden, welche die Benltzung 6ffentlicher Verkehrsmittel
erheblich erschweren bzw. kann diesen durch milde Schmerzmedikation angemessen begegnet werden.

Bei der Beschwerdefuhrerin /dem Beschwerdefihrer liegen weder erhebliche Einschrankungen der Funktionen der
unteren Extremitaten noch der kdrperlichen Belastbarkeit vor bzw. konnten keine mafligebenden Einschrankungen
psychischer, neurologischer oder intellektueller Fahigkeiten oder von Sinnesfunktionen festgestellt werden, es ist auch
keine schwere anhaltende Erkrankung des Immunsystems vorhanden.

Sowohl die Geh-, Steh- und Steigfahigkeit als auch die cardiopulmonale Belastbarkeit sind ausreichend.

Es ist festgestellt worden, dass die dauernden Gesundheitsschadigungen kein AusmalR erreichen, welches die
Vornahme der Zusatzeintragung "Unzumutbarkeit der Benltzung 6ffentlicher Verkehrsmittel" in den Behindertenpass
rechtfertigt.

Es war spruchgemall zu entscheiden.
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2. Zum Entfall einer mindlichen Verhandlung:

Das Verwaltungsgericht hat auf Antrag oder, wenn es dies fur erforderlich halt, von Amts wegen eine 6ffentliche
mundliche Verhandlung durchzufihren.

(8 24 Abs. 1 VWGVG)
Die Verhandlung kann entfallen, wenn

1. der das vorangegangene Verwaltungsverfahren einleitende Antrag der Partei oder die Beschwerde zurtickzuweisen
ist oder bereits auf Grund der Aktenlage feststeht, dass der mit Beschwerde angefochtene Bescheid aufzuheben, die
angefochtene Austbung unmittelbarer verwaltungsbehérdlicher Befehls- und Zwangsgewalt oder die angefochtene
Weisung fir rechtswidrig zu erklaren ist oder

2. die SGumnisbeschwerde zuriickzuweisen oder abzuweisen ist.
(8 24 Abs. 2 VWGVG)

Der Beschwerdeflihrer hat die Durchfihrung einer Verhandlung in der Beschwerde oder im Vorlageantrag zu
beantragen. Den sonstigen Parteien ist Gelegenheit zu geben, binnen angemessener, zwei Wochen nicht
Ubersteigender Frist einen Antrag auf Durchfihrung einer Verhandlung zu stellen. Ein Antrag auf Durchfiihrung einer
Verhandlung kann nur mit Zustimmung der anderen Parteien zurtickgezogen werden. (8 24 Abs. 3 VWGVG)

Soweit durch Bundes- oder Landesgesetz nicht anderes bestimmt ist, kann das Verwaltungsgericht ungeachtet eines
Parteiantrags von einer Verhandlung absehen, wenn die Akten erkennen lassen, dass die mundliche Erdrterung eine
weitere Klarung der Rechtssache nicht erwarten lasst, und einem Entfall der Verhandlung weder Art. 6 Abs. 1 der
Konvention zum Schutze der Menschenrechte und Grundfreiheiten, BGBI. Nr. 210/1958, noch Art. 47 der Charta der
Grundrechte der Europdischen Union, ABI. Nr. C 83 vom 30.03.2010 S. 389 entgegenstehen. (§ 24 Abs. 4 VwWGVG)

Das Verwaltungsgericht kann von der Durchfuhrung (Fortsetzung) einer Verhandlung absehen, wenn die Parteien
ausdrticklich darauf verzichten. Ein solcher Verzicht kann bis zum Beginn der (fortgesetzten) Verhandlung erklart
werden. (§ 24 Abs. 5 VWGVG)

Maligebend fir die gegenstandliche Entscheidung Uber den Gesamtgrad der Behinderung und das Vorliegen der
Voraussetzungen fur den beantragten Zusatzvermerk sind die Art, das Ausmafl und die Auswirkungen der
festgestellten Funktionsbeeintrachtigungen.

Da der Sachverhalt geklart ist, konnte die Durchfiihrung einer miindlichen Verhandlung unterbleiben.
Zu B) Unzulassigkeit der Revision:

Gemal’ 8 25a Abs. 1 des Verwaltungsgerichtshofgesetzes 1985 (VwGG) hat das Verwaltungsgericht im Spruch seines
Erkenntnisses oder Beschlusses auszusprechen, ob die Revision gemaR Art. 133 Abs. 4 B-VG zulassig ist. Der Ausspruch
ist kurz zu begrinden.

Die Revision ist gemal? Art. 133 Abs. 4 B-VG nicht zulassig, weil die Entscheidung nicht von der Ldsung einer
Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt. Weder weicht die gegenstandliche Entscheidung von
der bisherigen Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes ab, noch fehlt es an einer Rechtsprechung; weiters ist
die vorliegende Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes auch nicht als uneinheitlich zu beurteilen. Auch liegen
keine sonstigen Hinweise auf eine grundsatzliche Bedeutung der zu |6senden Rechtsfrage vor. Vielmehr hangt die
Entscheidung von Tatsachenfragen ab. Malgebend sind die Art des Leidens und das festgestellte Ausmald der

Funktionsbeeintrachtigungen.
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